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Vorwort 

Dies erste Werk meines liebsten Schülers muß die einzige selbstän-
dige Veröffentlichung  bleiben, welche die wissenschaftliche Welt seinem 
klaren und scharfen Geiste zu verdanken hat. A m 22. Juni 1961 ist Dieter 
Volkmar  verschieden. 

1931 in Waldenburg i. Schi, als Sohn eines Facharztes geboren, wurde 
er als Knabe gelähmt und hat sich doch nach dem Verlust seiner Eltern 
schon während seiner Schulzeit i n der Fremde unter äußerlich schwie-
rigen Umständen als kräftige Stütze seiner Stiefmutter und seines Bru-
ders bewährt. Nach der glänzend bestandenen Reifeprüfung  am Graf-
Friedrich-Gymnasium in Diepholz begann er 1950 das Studium der Rechte 
in Münster, das er durch ein Semester in Freiburg unterbrach. Schon in 
seinem ersten Semester ragte er durch sein Verständnis sowohl für rechts-
philosophische als auch für rechtsdogmatische Probleme und die unbe-
irrte, klare Methodik ihrer Bewältigung unter seinesgleichen hervor. Von 
der Studienstiftung des Deutschen Volkes gefördert,  nutzte er nach Kräf-
ten die vielfältigen Möglichkeiten des Studiums, dessen Schwergewicht 
er auf das öffentliche,  insbesondere auf das Verwaltungsrecht legte. 
Gleichwohl durchlief  er nach gut bestandener erster Staatsprüfung die 
justizielle Ausbildung zur Freude derer, denen er schwierige Rückstände 
aufarbeitete. Nach wohl bestandener großer Staatsprüfung übernahm er 
1959 die rechtswissenschaftliche Assistentenstelle des Kommunal wissen-
schaftlichen Instituts der Westfälischen Wilhelms-Universität. I n al l 
diesen Jahren seiner Vor- und Ausbildung als Student, als Angehöriger 
einer studentischen Wohngemeinschaft, als wissenschaftliche Hilfs-
kraft  wie als Assistent, hat er seine Arbeitskraft  und seine Geistesgaben 
in unermüdlicher Hilfsbereitschaft  allen zugute kommen lassen, die ihm 
nahestanden. Ich selbst verdanke ihm unter vielem anderen weitgehend 
die Darstellung des öffentlichen  Sachenrechts, der öffentlich-rechtlichen 
Ersatzleistungen, des öffentlichen  Stiftungsrechts und des Verwaltungs-
verfahrens  in meinem Lehrbuch des Verwaltungsrechts. Nicht aus Hoch-
mut, sondern aus Gewissenhaftigkeit hat er es verschmäht, seine 
Inaugural-Dissertation einem dieser von ihm beherrschten Bereiche zu 
entnehmen. 

Es beweist Dieter Volkmars  Spürsinn für das Wesentliche, daß er die 
überraschende Ungeklärtheit des für die Hechtstheorie so fundamentalen 
Begriffes  des Einzelaktes und seiner Abgrenzung vom allgemeinen Rechts-
satz erkannt hat. Der erste und mindeste Ertrag dieser von der Rechts-
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und Staatswissenschaftlichen Fakultät zu Münster 1960 angenommenen 
und prämierten Dissertation liegt im Nachweis der Unzulänglichkeit bis-
her gängiger Definitionen. Der nächste, wichtigere Ertrag ist die Ab-
stellung des Einzelfall-Begriffs  bei berechtigenden bzw. verpflichtenden 
Hoheitsakten auf das erlaubte bzw. gebotene reale menschliche Verhal-
ten, bei rechtsgestaltenden Verwaltungsakten auf das geregelte Rechts-
verhältnis. I n Verbindung mi t konsequenten Definitionen der Bestimmt-
heit und der Unbestimmtheit der Adressaten ergibt sich eine klare und 
— wie an vielen Beispielen erläutert w i rd — verfassungs- und verwal-
tungsrechtlich praktikable Unterscheidung von allgemeinem Rechts-
satz und Einzelakt. 

Dieter Volkmar  war dabei, seine 1959 abgeschlossene Schrift  für die 
Drucklegung auf den neuesten Stand der wissenschaftlichen Diskussion 
zu bringen und dabei auch meinem Hinweis auf die Eigenart intransi-
t iver (meist sachbezogener) Hoheitsakte Rechnung zu tragen, als er auf 
das Krankenlager geworfen wurde, von dem er sich nicht mehr erheben 
durfte.  Seine handschriftlichen Notizen sind nachträglich in das Manu-
skript eingefügt, auf weitere Änderungen aber ist verzichtet worden, 
obwohl es möglich gewesen wäre, neueste Stimmen zu den behandelten 
Problemen anzuführen. Die Originalität der Schrift  sollte durch keine 
fremde Hand beeinträchtigt werden, zumal solche Hinweise selbst bald 
veralten, der wissenschaftliche Gehalt des Werkes aber ohnedem Bestand 
hat. 

Wer sich an dieser vorbildlichen Problemerörterung erfreut  hat, w i rd 
tief beklagen, daß Dieter Volkmar  die Wissenschaft nicht noch weit mehr 
w i rd bereichern können und Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Broermann 
dankbar sein, daß er dies Vermächtnis der Öffentlichkeit  zugänglich 
gemacht hat. 

Münster (Westf.), im November 1961 

Hans J. Wolff 
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Seite) 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern v. 25. Ja-
nuar 1952 
Landkreisordnung für den Freistaat Bayern v. 16. Fe-
bruar 1952 
Bayerisches Oberstes Landesgericht 
Entscheidungen des Bayerischen Obersten Landesge-
richts in Strafsachen (zitiert nach Jahr und Seite) 
Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei i n 
Bayern v. 16. Oktober 1954 
Verfassung des Freistaates Bayern v. 2. Dezember 1946 
Bayerischer Verfassungsgerichtshof 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
Bayerische Verwaltungsblätter (NF seit 1955) (zitiert 
nach Jahr und Seite) 
Berl iner Gesetz über die Verwaltungsgerichtsbarkeit v. 
8. Januar 1951 
Bezirksverwaltungsgericht 
Kommentar zum Bonner Grundgesetz (Bonner Kommen-
tar), herausgegeben von B. Dennewitz u. a., Hamburg 
1950 ff. 
Bundesverfassungsgericht 
Bundesverwaltungsgericht 
Baden-württembergisches Polizeigesetz v. 21. November 
1955 
Baden-württembergisches Verwaltungsblatt (zitiert nach 
Jahr u. Seite) 
Die öffentliche  Verwal tung (Zeitschrift  seit 1947) (zitiert 
nach Jahr und Seite) 
Deutsches Verwaltungsblatt. Fortsetzung des Reichsver-
waltungsblatts (zitiert nach Jahr und Seite) 
Amtl iche Sammlung der Entscheidungen des hessischen 
und des württemberg-badischen V G H (zitiert nach Band 
und Seite) 
Reichs-Gaststättengesetz v. 28. A p r i l 1930 
Gewerbeordnung für das Deutsche Reich v. 1869 i. d. F. v. 
26. Ju l i 1900 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland v. 
23. Ma i 1949 
Zeitschrift  für das Pr ivat - und öffentliche  Recht der Ge-
genwart, Herausgegeben von C. S. Grünhut (1874—1916) 
(zitiert nach Band und Seite) 
Preußische Gesetzsammlung (1907—1945; bis 1906: Ge-
setzsammlung für die Königl ich Preußischen Staaten) 
Gesetz- und Verordnungsblatt 
Hessische Gemeindeordnung v. 25. Februar 1952 
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heLKrO = Hessische Landkreisordnung v. 25. Februar 1952 
HePolG = Hessisches Polizeigesetz v. 10. November 1954 
HeVGH = Verwaltungsgerichtshof  für das Land Hessen in Kassel 
JZ = Juristenzeitung (zitiert nach Jahr und Seite) 
ndsSOG = Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche  Sicherheit 

und Ordnung v. 21. März 1951 
NJW = Neue Juristische Wochenschrift  (seit 1947) (zitiert nach 

Jahr und Seite) 
nwGO = Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

v. 1952 i. d. F. v. 28. Oktober 1952 
n w L K r O = Landkreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

v. 21. Ju l i 1953 
nwOBG = Nordrhein-westfälisches  Gesetz über Aufbau und Befug-

nisse der Ordnungsbehörden — Ordnungsbehörden-
gesetz — v. 16. Oktober 1956 

prFlucht lG = Preußisches Gesetz betreffend  die Anlegung und Verän-
derung von Straßen und Plätzen in Städten und länd-
lichen Ortschaften v. 2. Ju l i 1875 

prPVG = Preußisches Polizeiverwaltungsgesetz v. 1. Jun i 1931 
RdA = Recht der Arbei t (Zeitschrift  seit 1948) (zitiert nach Jahr 

und Seite) 
rhp fLVG = Landes Verwaltungsgericht (jetzt OVG) für Rheinland-

Pfalz i n Koblenz 
rhpfPVG = Polizei Verwaltungsgesetz von Rheinland-Pfalz v. 26. 

März 1954 
RNaturschG = Reichsnaturschutzgesetz v. 26. Jun i 1935 
RStAngG = Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz v. 22. Ju l i 1913 
RuPrVwBl . = Reichsverwaltungsblatt und Preußisches Verwaltungs-

blat t (seit 1927) (zitiert nach Jahr und Seite) 
schlhPolG = Polizeigesetz für das Land Schleswig-Holstein v. 23. März 

1949 
StVO = Straßenverkehrsordnung v. 1937 i. d. F. der Bekannt-

machung v. 29. März 1956 und der VO v. 25. Ju l i 1957 
VGG = Gesetz über die Verwaltungsgerichtsbarkeit: Bayern v. 

25. September 1946; Bremen v. 5. August 1947; Hessen 
v. 1946 i. d. F .v . 30. Jun i 1949; Württemberg-Baden v. 
16. Oktober 1946, für Baden-Württemberg i. d. F. v. 
12. Ma i 1958 

V G H = Verwaltungsgerichtshof 
VGVO = Verordnung Nr. 165 der Mi l i tärregierung — Britisches 

Kontrol lgebiet — über Verwaltungsgerichtsbarkeit i n 
der britischen Zone 

W D S t R L = Veröffentlichungen  der Vereinigung der Deutschen 
Staatsrechtslehrer (seit 1924) (zitiert nach Heft und 
Seite) 

VwArch. = Verwaltungsarchiv (1893—1942 und seit 1957) (zitiert 
nach Band und Seite) 

VwRspr. = Verwaltungsrechtsprechung i n Deutschland. Heraus-
gegeben von G. Ziegler (seit 1949) (zitiert nach Band und 
Seite) 

w b V G H = Verwaltungsgerichtshof  für das (ehemalige) Land Wür t -
temberg-Baden i n Stuttgart 

WRV = Verfassung des Deutschen Reiches v. 11. August 1919 
(Weimarer Reichsverfassung) 

wüEVRO = Verwaltungsrechtsordnung für Württemberg. Entwur f 
eines Gesetzes m i t Begründimg, Stuttgart 1931, ErgBd. 
1936 

ZgesStW = Zeitschrift  für die gesamte Staatswissenschaft (105. Band 
1949 ff.)  (zitiert nach Band und Seite) 



Einleitung 

§ 1. D i e A u f g a b e d e r U n t e r s u c h u n g 

Die Frage nach der begrifflichen  Abgrenzung zwischen allgemeinem 
Rechtssatz und Einzelakt betrifft  ein Problem von zugleich theoretischer 
und praktischer Bedeutung. 

Das Problem der Abgrenzung dieser beiden Grundtypen hoheitlicher 
Willensäußerungen ist insofern theoretischer Natur, als seine Wurzeln 
im Bereiche der Logik und der allgemeinen Rechtslehre liegen. Das be-
deutet einmal, daß es prinzipiell in jeder Rechtsordnung unabhängig von 
ihrer positiven Ausgestaltung auftaucht 1; zum anderen, daß seine exakte 
Lösung auch für eine bestimmte positive Rechtsordnung nur durch eine 
Klärung der rechtstheoretischen Grundlagen möglich ist. 

Die Abgrenzung des allgemeinen Rechtssatzes vom Einzelakt besitzt 
aber — jedenfalls in unserer Rechtsordnung — zugleich auch eine außer-
ordentliche praktische Bedeutung. Im deutschen Staats- und Verwaltungs-
recht liegt der Gegensatz zwischen diesen beiden Grundformen staat-
lichen Handelns zwei überaus wichtigen praktischen Fragen zugrunde: 

Einmal ist er bestimmend für das schon sehr früh diskutierte Problem, 
ob zum Wesen und Begriff  des Rechtssatzes und damit auch des Geset-
zes im materiellen Sinne eine irgendwie geartete „Allgemeinheit" ge-
höre, ob also nur in irgendeinem Sinne „allgemeine" oder „generelle" 
Anordnungen als Rechtssätze anzusprechen seien. Daraus entwickelte 
sich die „berühmte Streitfrage  des deutschen Staatsrechts"2 nach der Zu-
lässigkeit von Individualgesetzen, die heute wenigstens für den Bereich 
der Einschränkung von Grundrechten in Art . 19 Abs. I S. 1 GG eine aus-
drückliche Regelung gefunden hat. Gerade dadurch aber, daß das Grund-
gesetz in dieser Bestimmung die „allgemein" und die „ für den Einzelfall 
geltenden" Gesetze einer verschiedenen rechtlichen Behandlung unter-
wir f t ,  ist eine saubere und praktikable Grenzziehung zwischen beiden 
Arten von Gesetzen zu einer durch das positive Verfassungsrecht  gestell-
ten Aufgabe geworden, deren Lösung in dem einen oder anderen Sinne 
weitreichende praktische Konsequenzen nach sich zieht. Es sei nur daran 
erinnert, daß in der Diskussion über den Enteignungsbegriff  Stimmen 
laut geworden sind, die die vom Reichsgericht in ständiger Rechtspre-

1 Vgl. Kelsen:  Allgemeine Staatslehre, S. 232. 
2 Dürig:  JZ 1954, 7. 
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chung vertretene und in leicht modifizierter  Form auch vom Bundes-
gerichtshof übernommene Einzeleingriffslehre  unter Hinweis auf Ar t . 19 
11 GG als mi t dem Grundgesetz nicht vereinbar bezeichnen8. 

Der zweite praktische Hauptanwendungsfall des hier zu untersuchen-
den Begriffsgegensatzes  ist die Unterscheidung und Abgrenzung von Ver-
ordnung und Allgemeinverfügung im Verwaltungsrecht. Die verschie-
dene Regelung, die unser geltendes Recht beiden Arten hoheitlicher Wi l -
lensäußerung insbesondere hinsichtlich ihrer Kundgabe und ihrer gericht-
lichen Anfechtbarkeit  zuteil werden läßt, zwingt auch hier zu einer schar-
fen und sauberen Grenzziehung, die jedoch oft erhebliche Schwierig-
keiten bereitet. So ist ζ. B. die Einordnung der amtlichen Verkehrszei-
chen in die eine oder andere Kategorie immer noch stark umstritten, 
und auch der Rechtscharakter des Fluchtlinienplanes ist neuerdings wie-
der zum Gegenstand einer lebhaften Auseinandersetzung geworden4. 

Man sollte nun meinen, daß in Anbetracht der großen Bedeutung der 
eben angedeuteten Fragen über die fundamentalen Begriffe  des allge-
meinen Rechtssatzes und des Einzelaktes längst Einigkeit erzielt wäre. 
Eine nähere Betrachtung der einschlägigen Literatur und Judikatur er-
gibt jedoch das Gegenteil und läßt erhebliche Meinungsverschiedenheiten 
über den Inhalt dieser Begriffe  erkennen, die durch eine unklare und un-
einheitliche Terminologie teils verdeckt, teils erst wirk l ich oder schein-
bar hervorgerufen  werden. Soweit die in Frage stehenden Begriffe  über-
haupt definiert  oder wenigstens umrissen werden, herrscht zwar in ge-
wissen Punkten weitgehende Übereinstimmung. Wenn jedoch verschie-
dentlich ein und dieselbe praktische Frage unter Zugrundelegung ein und 
derselben Definition genau entgegengesetzt beantwortet wird, so zeigt 
das, daß diese Definition noch Unklarheiten in sich birgt und derselbe 
Wortlaut mehreren sachlichen Deutungen Raum gibt5. 

Demgemäß besteht die Zielsetzung der vorliegenden Untersuchung 
ausschließlich in einer Klärung der Begriffe.  Sie w i l l versuchen, allge-
meinen Rechtssatz und Einzelakt so klar und eindeutig voneinander ab-
zugrenzen, daß ihre verschiedenen praktischen Erscheinungsformen ohne 
große Schwierigkeiten als das eine oder andere erkannt und entsprechend 
rechtlich behandelt werden können. Die Erkenntnis, daß es sich hier 
nicht um einen absoluten, sondern lediglich um einen relativen Gegen-
satz handelt, steht diesem Versuch nicht entgegen, wie es gelegentlich 
behauptet worden ist6. Der Umstand, daß die Prototypen beider Katego-

3 Vgl. hierzu unten § 21 D und die dort angeführten Nachweise. 
4 Vgl. die Nachweise unten § 19 A I und Β I . 
5 Dies gi l t etwa für die Definit ion der (Polizei-)Verordnung als „Befehl, 

der für eine unbestimmte Anzahl von Fäl len an eine unbestimmte Anzahl 
von Personen gerichtet ist." Unter einheitlicher Zugrundelegung dieser De-
finition werden ζ. B. die amtlichen Verkehrszeichen teüs als Verordnung, teils 
als Al lgemeinverfügung angesehen; vgl. hierzu näher unten § 19 A I a. 

β Vgl. etwa Bornhak:  Staatsrecht2, S. 468. 
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rien nicht übergangslos nebeneinander stehen, sondern durch eine Viel-
zahl von Zwischenstufen miteinander verbunden sind, ist logisch durch-
aus vereinbar mi t der Möglichkeit, „irgendwo in der Mi t te zwischen 
den beiden Polen die Schnittlinie zu ziehen"7. Wenn sich das positive 
Recht diese Unterscheidung zu eigen gemacht hat, so kann die Rechts-
wissenschaft nicht umhin, sie zu untersuchen und unter Beseitigung von 
Unklarheiten in einer praktikablen Form zu verdeutlichen. 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich zugleich eine negative Abgren-
zung der dieser Untersuchung gestellten Aufgabe. Was über die Klärung 
der Begriffe  des allgemeinen Rechtssatzes und des Einzelaktes hinaus-
geht, l iegt außerhalb ihres Rahmens. Dies gi l t insbesondere von der 
Theorie und vom Begriff  des Rechtssatzes schlechthin. Als Gegenstand 
der Untersuchung kommt er immer nur in Betracht, soweit seine „A l l -
gemeinheit" in Rede steht8; im übrigen, etwa als möglicher Gegensatz 
zur Verwaltungsverordnung oder zur „Maßnahme"9, erfordert  er keine 
Behandlung. Ebensowenig ist hier auf die Frage der Zulässigkeit von 
Individualgesetzen als solche einzugehen. Ziel der Untersuchung ist es 
nicht zu ermitteln, wo das geltende Recht die „Allgemeinheit" einer 
hoheitlichen Anordnung fordert  und wo nicht, sondern zu klären, welches 
die Merkmale sind, durch die ein Hoheitsakt10 als „allgemeine" oder aber 
als „Einzel"-Anordnung ausgewiesen wird. 

§ 2. A n l a g e u n d M e t h o d e d e r U n t e r s u c h u n g 

Durch den doppelten, sowohl die allgemeine Rechtslehre als auch das 
positive Recht betreffenden  Charakter der Fragestellung ist auch die 

7 Thoma:  Handbuch II , S. 126. 
8 Da es hier nur um den Gegensatz zwischen allgemeinem Rechtssatz und 

Einzelakt geht, liegt auch die Frage nach dem Begriff  der allgemeinen Gesetze 
als Schranke des Grundrechts der freien Meinungsäußerung (Art. 11811 WRV, 
Art . 511 GG) außerhalb der gestellten Aufgabe; siehe hierzu auch unten §20 
Β I I I a. 

9 Daß sich die von Forsthoff  (Maßnahme-Gesetze) mi t dem Begriff  „Maß-
nahmegesetze" aufgeworfene  Problemstellung mi t der der Abgrenzung von 
allgemeinem Rechtssatz und Einzelakt nicht deckt, ist durchweg anerkannt; 
vgl. außer Forsthoff  selbst (Maßnahme-Gesetze, S. 2231) etwa Menger:  Ge-
setz, S. 21 f., 24; Hans Schneider:  Einzelfallgesetze, S. 161, 163; Scheuner: 
DöV 1960, 602 f.; Zeidler:  JZ 1960, 391 f.; Maunz  in Maunz-Dürig:  GG, 
Art.. 20 Rdnr. 103—107; wohl auch das BVfG im Urtei l v. 29. 7.1959: BVfGE 
10,89 (108); unklar Neumann: Wirtschaftslenkende Verwaltung, S. 57 ff.  Die 
juristische Relevanz des Begriffs  „Maßnahmegesetz" w i rd heute von der über-
wiegenden Ansicht mi t Recht prinzipiel l in Zweifel gezogen; vgl. ζ. B. BVfG, 
a. a. O., S. 108 sowie Hans Schneider,  a. a. O., S. 162; Scheuner, a. a. O.; Zeid-
ler, a. a. O., S. 392, und Maunz, a. a. O., Rdnr. 107. 

1 0 Der Terminus „Hoheitsakt" soll im folgenden zur Bezeichnung einer 
hoheitlichen Willensäußerung schlechthin gebraucht werden. Er umschließt 
daher sowohl den Gegensatz zwischen allgemeinem Rechtssatz und Einzel-
akt als auch die Unterscheidung zwischen formellem Gesetz und Verordnung. 

2 Volkmar 


